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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Gleich mit drei Vorstössen wollte die SVP ein transparenteres Abstimmungsverfahren
im Ständerat durchsetzen. Während die parlamentarische Initiative Reimann (svp, SG)
(11.406) eine Veröffentlichungspflicht für die Abstimmungsresultate in der kleinen
Kammer forderte, wurde mit der parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion (11.410)
die Einführung einer elektronischen Abstimmungsanlage wie sie der Nationalrat bereits
seit längerer Zeit benutzt, auch im Ständerat gefordert, da diese 2011 ohnehin einer
baulichen Revision unterzogen werde. Die Kommission des Nationalrates stellte sich
gegen beide Vorstösse. Sie begründete dies damit, dass der Nationalrat dem Ständerat
nicht vorschreiben dürfe, wie dessen Abstimmungsprozedere aussehen soll. Darüber
hinaus stehe im Ständerat eine parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL) (11.490) an,
die dasselbe Ziel verfolge. Würde den beiden Initiativen Folge gegeben, sei dies im
besten Fall überflüssig und im schlechtesten Fall kontraproduktiv. Die grosse Kammer
hielt sich jedoch nicht an diese Begründung. Die Wählerschaft müsse die Möglichkeit
haben, das Abstimmungsverhalten nicht nur der National- sondern auch der Ständeräte
zu kennen. Mit 93 zu 70 Stimmen wollte die grosse Kammer dem Ständerat ein Signal
setzen und gab beiden Initiativen Folge. Die Fraktionen waren dabei mit Ausnahme der
geschlossen für Folge geben stimmenden SVP und GLP und der bei fünf Enthaltungen
geschlossen dagegen stimmenden CVP gespalten. Die staatspolitische Kommission des
Ständerates und die kleine Kammer äusserten sich zu den beiden Vorstössen im
Berichtjahr noch nicht.
Behandelt wurde aber die angesprochene Parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL).
Diese verlangt die elektronische Erfassung und die Veröffentlichung von Namenslisten
bei Schluss- und Gesamtabstimmungen in der kleinen Kammer. Die staatspolitische
Kommission des Ständerates empfahl mit Stichentscheid ihres Präsidenten der
Initiative keine Folge zu geben. Die Mehrheit argumentierte, dass Diskussion und
Kompromissfindung als wichtige Grundlage in der kleinen Kammer eingeschränkt
würden, weil aufgrund des öffentlichen Drucks bzw. der Erwartungen von
Interessengruppen und Parteien die Bereitschaft des einzelnen Ratsmitglieds für
Konzessionen eingeschränkt würde. Die Debattenkultur und differenzierte
Argumentationsweise würde aufgrund tendenziös durch Ratings ausgewerteter
Abstimmungslisten auf eine Schlussabstimmung reduziert. Die Minderheit
argumentierte nicht nur mit mehr Transparenz, sondern auch mit einer geringeren
Fehleranfälligkeit der elektronischen Stimmabgabe gegenüber der Auszählung von
Hand. Im Ständerat entbrannte in der Sommersession eine lebendige Debatte, die
schliesslich – unter Namensaufruf – knapp mit 22 zu 21 Stimmen und einer Enthaltung
zugunsten der Initiative ausfiel. Bereits im Oktober legte die SPK-SR eine
entsprechende Vorlage für die nötige Änderung des Geschäftsreglements des
Ständerats vor. Darin wurde vorgeschlagen, alle Abstimmungen elektronisch
durchzuführen und Gesamtabstimmungen, Schlussabstimmungen, Abstimmungen mit
qualifiziertem Mehr und auf Verlangen von mindestens zehn Ratsmitgliedern in Form
von Namenslisten zu veröffentlichen. Damit geht die Vorgabe weniger weit als das
Prozedere im Nationalrat, wo alle Abstimmungen, insbesondere auch die
Detailberatungen, veröffentlicht werden. Anders als noch im Juni folgte die kleine
Kammer mit 25 zu 20 Stimmen dem Antrag der Minderheit und beschloss Anfang
Wintersession Nichteintreten. Nachdem dann allerdings innert kurzer Zeit Fehler beim
Auszählen von Hand passierten – die Internetplattform Politnetz filmte die
Abstimmungen und konnte nachweisen, dass bei der Abstimmung über das
Importverbot von Reptilienhäuten gleich zwei Mal falsch gezählt wurde – stellte Jenny
(svp, GL) einen Rückkommensantrag, der nach nochmaliger Diskussion mit 23 zu 20
Stimmen angenommen wurde. Jenny wollte den Vorschlag noch einmal an die
Kommission zurückgeben und der Rat beschloss mit 28 zu 10 Stimmen Eintreten. Die
SPK-SR muss sich des Geschäfts 2013 also noch einmal annehmen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Gleich drei parlamentarische Initiativen waren im Berichtjahr im Ständerat hängig, die
ein transparenteres Abstimmungsverfahren im Ständerat verlangten: einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG) (11.406) sowie einer parlamentarischen
Initiative der SVP-Fraktion (11.410), welche die Veröffentlichung der
Abstimmungsresultate der kleinen Kammer und die Einführung einer elektronischen
Abstimmungsanlage forderten, wurden 2012 im Nationalrat Folge gegeben. Nachdem
Ende 2012 einige Fehler beim Auszählen von Hand passierten, welche durch die
Videoaufzeichnungen der Internetplattform Politnetz an die Öffentlichkeit gelangt
waren, hiess die kleine Kammer auch einen Rückkommensantrag auf eine
parlamentarische Initiative Jenny (svp, GL) (11.490) gut, die kurz vor dem Bekanntwerden
der Auszählfehler im Rat noch abgelehnt worden war. Diese dritte Initiative sah zwar die
elektronische Durchführung aller Abstimmungen vor, wollte die Namenslisten aber nur
bei Gesamtabstimmungen, Schlussabstimmungen, Abstimmungen mit qualifiziertem
Mehr oder auf Verlangen von mindestens zehn Ratsmitgliedern veröffentlicht wissen.
Den beiden Anliegen aus der grossen Kammer zur generellen Veröffentlichung der
Abstimmungsergebnisse wollte der Ständerat nicht nachkommen und gab ihnen keine
Folge. Der Kommissionsentwurf auf der Basis der parlamentarischen Initiative Jenny
wurde in der Frühjahrssession diskutiert. Man war sich einig, dass man das Geschäft
unter den veränderten Vorzeichen – tatsächlich waren die im Berichtjahr erneut
festgestellten Fehlzählungen Gegenstand zahlreicher hämischer Bemerkungen in
Medien und Gesellschaft gewesen – zum Abschluss bringen müsse. Die Einführung einer
elektronischen Abstimmungsanlage war deshalb mehr oder weniger unbestritten,
obwohl einige Votanten wie bereits im Vorjahr auf die spezielle Situation in der
„chambre de réflexion“ verwiesen. Anders als im Nationalrat soll aber auf Antrag der
Kommission nicht volle Transparenz herrschen, wie das von einer Minderheit beantragt
wurde, sondern die Vorschläge Jennys sollen übernommen werden. Diesem Antrag
folgten die Kantonsvertreterinnen und -vertreter mit 24 zu 18 Stimmen. Bei der
Schlussabstimmung wurde das revidierte Geschäftsreglement mit 28 zu 14 Stimmen
gutgeheissen. Die Kosten für die Abstimmungsanlage, die ab der Frühjahrssession 2014
zum Einsatz kommen soll, wurden auf CHF 600'000 veranschlagt. In der Wintersession
endete damit die 165-jährige Tradition des Handerhebens im Ständerat. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2013
MARC BÜHLMANN

Auf Initiative der Staatspolitischen Kommission des Ständerates (SPK-SR) sollten mit
einer kleinen, auf eine Motion Hansruedi Stadler (cvp, UR; Mo. 09.3896)
zurückgehenden Parlamentsreform Verbesserungen der Organisation und des
Verfahrens des Parlamentes angestrebt werden. Im Berichtjahr verkam das Anliegen,
nachdem es bereits 2012 von der Volkskammer beschnitten worden war, zu einer
eigentlichen Minireform. Die kleineren Präzisierungen und Gesetzesanpassungen sowie
die Forderung, dass ausserordentliche Sessionen nur dann stattfinden sollen, wenn in
beiden Kammern hängige Geschäfte vorliegen, waren zwar unbestritten. Die
ursprünglichen Forderungen jedoch, welche der Vorstossflut im Nationalrat Einhalt
gebieten wollten, überlebten das parlamentarische Ping-Pong – viermal wechselte das
Geschäft im Berichtjahr zwischen den Kammern hin und her – allerdings nur in
marginaler Form. Nachdem der Nationalrat die zentralen Forderungen der
ständerätlichen Initiative bereits 2012 stark abgeändert hatte, blieben nach der ersten
Beratung des Ständerates drei zentrale Differenzen übrig: Erstens verlangte die
ständerätliche Initiative ursprünglich, dass Standes- und parlamentarische Initiativen in
Form eines ausgearbeiteten Vorentwurfs statt einer allgemeinen Anregung eingereicht
werden müssen. Während die kleine Kammer diesem Ansinnen zustimmte, wurde es
vom Nationalrat verworfen. Zweitens akzeptierte die grosse Kammer zwar ein
Obligatorium für eine mündliche Beratung von Motionen, wollte aber bei so genannten
organisierten Debatten nach wie vor mehrere ähnliche Geschäfte gleichzeitig
behandeln. Der Ständerat vertrat die entgegengesetzte Ansicht, dass vom Nationalrat
gebündelt behandelte Vorlagen jeweils zu Unsicherheiten führen, da daraus nicht klar
ersichtlich wird, aus welchen Gründen der Nationalrat ein spezifisches Begehren
abgelehnt oder angenommen hat. Darüber hinaus hatte die grosse Kammer zwei
Erweiterungen eingebracht: Die im Ständerat umstrittene Idee einer aktuellen Debatte
für den Nationalrat, die von 75 (statt wie bisher von 50) Mitgliedern des Nationalrates
bei aktuellen Ereignissen als Sondersession verlangt werden kann, sowie eine auf eine
zurückgezogene parlamentarische Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 11.428)
zurückgehende Regelung, mit der verboten werden soll, dass die Präsidenten der
beiden GPK der gleichen Fraktion angehören. Letzteres entpuppte sich als dritte
zentrale Differenz zum Ständerat. Nachdem auch der Nationalrat auf seinem
Standpunkt beharrte, kam das Geschäft in der Sommersession zum zweiten Mal in den
Ständerat. Dort wurden die Forderungen nochmals stark abgeschwächt: Von einer
Ausformulierung von parlamentarischen Initiativen war nicht mehr die Rede. Die kleine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Kammer beharrte hingegen auf einer leicht abgeschwächten Forderung eines
Obligatoriums für eine echte nationalrätliche Diskussion von Motionen. Die Vorschrift,
dass die Präsidenten der beiden GPK nicht derselben Fraktion angehören dürfen,
akzeptierten die Kantonsvertreter. Diese Änderungen akzeptierte der Nationalrat noch
in der Sommersession. Die Beschlüsse bedingten Änderungen des Bundesgesetzes über
die Bundesversammlung und der jeweiligen Geschäftsreglemente beider Räte, die im
Ständerat in der Schlussabstimmung einstimmig und im Nationalrat mit 121 zu 64 bzw.
106 zu 85 Stimmen angenommen wurde, wobei sich die Opposition vor allem aus
Vertretern der SVP und der FDP zusammensetzte. Im Geschäftsreglement des
Nationalrates wurde zudem die neu eingeführte Idee der aktuellen Debatte verankert:
Auf Antrag von 75 Mitgliedern des Nationalrates kann eine aktuelle Debatte für die
Diskussion wichtiger Ereignisse einberufen werden, ohne dass damit auf das Mittel
einer Sondersession zurückgegriffen werden müsste. Ende Berichtjahr reichte
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) eine parlamentarische Initiative (13.483) ein, mit der
das beschleunigte Verfahren bei bekämpften Vorstössen wieder eingeführt werden soll.
Mit der obligatorischen Beratung sei das Verfahren – im Gegensetz zum eigentlichen
Ziel – ineffizienter geworden. 3

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.2015
MARC BÜHLMANN

Mit 105 zu 70 Stimmen lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die ein
transparentes Lobbyregister gefordert hätte. Mit dem Vorstoss wollte Lukas Reimann
die Büros der beiden Räte verpflichten, Protokoll zu führen über die Personen und
Organisationen, die Einfluss auf die Gesetzgebung nehmen, sowie über deren
Auftraggeber, deren eingesetzte Methoden und Mittel und deren angepeilte
Mandatsträgerinnen und -träger. Interessenvertretung sei legitim und notwendig, aber
es fehle an Transparenz. Man wisse nicht, wer wessen Interessen vertrete. Mit einem
öffentlich einsehbaren Register würde dies verbessert. 
In der Ratsdebatte machte der St. Galler SVP-Nationalrat seinem Ärger Luft, indem er
darauf hinwies, dass er seine Idee bereits 2009 eingereicht habe, diese aber damals
schon abgelehnt worden sei mit der Begründung, man sei bereits daran, etwas zu tun.
In der Tat hatte das Büro des Nationalrates mit eben dieser Argumentation für eine

MOTION
DATUM: 14.09.2016
MARC BÜHLMANN
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Ablehnung der Motion geworben. Die SPK-NR und die SPK-SR hatten nämlich in der
Zwischenzeit einigen parlamentarischen Initiativen Folge gegeben. So sollen etwa mit
den parlamentarischen Initiativen Berberat, Caroni, Keller und Streiff-Feller der Zugang
zum Parlament, Pflichten zu Angaben über berufliche Tätigkeiten sowie zu Einkünften
und Auftraggeber der Lobbyisten geregelt werden. 5

Es sei «fast so anspruchsvoll wie bei einer Hochzeit», die Sitzordnung im neuen
Nationalrat zu finden, titelte die NZZ. In der Tat sorge die Frage: «Wer sitzt wo?» alle
vier Jahre für «Gesprächsstoff» (Blick) und sei «ein Prozess mit Nebengeräuschen»
(Aargauer Zeitung). «Ein falscher Sitznachbar ist die Hölle», befand gar der Tages-
Anzeiger. 
Bei der Sitzverteilung gehe es zuerst um die Anordnung der einzelnen Fraktionen im
Nationalratssaal.  Die hinteren Sitze seien begehrter, weshalb sie in der Regel nicht nur
von den Fraktionsspitzen, sondern auch von den grösseren Parteien besetzt werden,
während mit den kleineren Fraktionen gegen vorne aufgefüllt werde, so die Medien. Da
die Grünen bei den Wahlen 2019 stark zugelegt hatten, hätten sie eigentlich – wie
bisher die vier grossen Parteien, wobei die SVP die rechte Ratshälfte von hinten nach
vorne aufgefüllt hatte – auch nach hinten zügeln können. Weil es allerdings nicht
möglich war, die Fraktionen zusammenzuhalten, das Links-Rechts-Schema abzubilden
und auf einzelne Befindlichkeiten Rücksicht zu nehmen – so sollte der auf den Rollstuhl
angewiesene Christian Lohr (cvp, TG) einen Platz bei seiner Mitte-Fraktion und
gleichzeitig nahe beim Eingang erhalten – verzichteten die Grünen auf dieses Privileg,
nachdem elf von den Parlamentsdiensten unterbreitete Vorschläge für eine neue
Zuordnung der Fraktionen in die einzelnen Sektoren jeweils abgelehnt worden waren.
Als Gegengeschäft auf ihren Verzicht erhielten die Grünen ein Jahr früher als
vorgesehen das Nationalratspräsidium, das voraussichtlich also 2022 von Irène Kälin
(gp, AG) besetzt werden wird. Darüber hinaus erhielten die Grünen die beiden Präsidien
der wichtigen Kommissionen UREK und KVF. Der Zuwachs der Grünen verdrängte die
GLP-Fraktion allerdings in die rechte Hälfte des Ratssaales. Die GLP-Fraktion sitzt in
der 51. Legislatur damit also neu vor der FDP und links der SVP.
Von den Medien kommentiert wurde zudem die Sitzverteilung innerhalb der Fraktionen,
die von diesen innerhalb ihrer zugeteilten Sektoren selber vorgenommen wird und vom
SP-Fraktionschef Roger Nordmann (sp, VD) laut Aargauer Zeitung als Geschäft mit «viel
Sprengstoff» bezeichnet wurde. Als beliebt gelten auch fraktionsintern die hinteren
Plätze sowie jene am Rand der einzelnen Sektoren. Wer ganz hinten einen Platz erhalte,
sei in der Hierarchie weit oben, so die NZZ. «Hinterbänkler», die in anderen Ländern
unwichtige oder keine Funktionen in einem Parlament besetzen und deshalb die
hinteren Sitze erhalten, seien also in der Schweiz besonders bedeutend – so die Neue
Zürcher Zeitung. Die FDP platziere ihre neuen Gesichter bewusst alle in der vordersten
Reihe, wusste der Blick zu berichten. Und auch die beiden CVP-Neulinge Simon Stadler
(cvp, UR) und Priska Wismer-Felder (cvp, LU) sässen zwar in der drittletzten Sitzreihe im
Saal, diese entspreche aber zugleich der vordersten CVP-Reihe. Ihre Sitze befänden
sich zwischen den je drei BDP- und EVP-Vertreterinnen und -Vertretern, die ebenfalls
der neuen Mitte-Fraktion angehören. Plätze am Rand seien praktisch, vor allem, wenn
sie eine «Spurtdistanz» von der Cafeteria zu den Abstimmungen zuliessen, zitierte die
NZZ den ehemaligen Nationalrat Mario Fehr (sp, ZH). Es gebe aber auch sehr unbeliebte
Sitze, so der Tages-Anzeiger. Auf der Plenums-Seite des Ratssaales hat es total 188
Nationalratssitze (und die 46 für die Ständerätinnen und -räte reservierten Sitze an der
Rückwand) und vis-à-vis vom Plenum sitzt das 11-köpfige Präsidium (Präsident, 1. und 2.
Vizepräsident, je vier Stimmenzählende und Ersatzstimmenzählende). Rechts neben
den drei Präsidialsitzen bleibt also ein Platz, der vom Tages-Anzeiger als «Strafbank»
bezeichnet wurde. Auf diesen setzte die SVP-Fraktion Lorenzo Quadri (lega, TI). Auch
die Fraktion der Grünen setzte die beiden parteifremden Mitglieder Denis de la
Reussille (pda, NE) und Stéfanie Prezioso Batou (eag, GE) auf eher unbeliebte Plätze in
der ersten Reihe. Dass Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) neu auf dem gleichen
hinteren Platz sitze, wie einst ihr Vater, war dem Tages-Anzeiger genauso einen
Vermerk wert wie die Beobachtung, dass die «Querdenker» Lukas Reimann (svp, SG)
und David Zuberbühler (svp, AR) von der SVP-Fraktion in die erste Reihe platziert
wurden. Dies sei der elektronischen Anzeigetafel geschuldet. Es sehe geschlossener
aus, wenn die Abweichler am Rand sässen, mutmasste die Zeitung. Wer diesmal mit
dem Sitznachbarn oder der Sitznachbarin Glück oder Pech habe, lasse sich aber wohl
erst mit der Zeit sagen, schloss der Tages-Anzeiger. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2019
MARC BÜHLMANN
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